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Der Ausschuss für Stadtplanung, Ver-
kehr und Wohnungsfragen hat in seiner 
Sitzung am 29.07.2025 beschlossen, 
dass die „Vorbereitenden Untersuchun-
gen“ gemäß § 141 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Bereich Auweg durchzu-
führen sind. Die Ergebnisse sollen aufzei-
gen, welche Gebietskulisse nach dem be-
sonderen Städtebaurecht dort festgelegt 
werden kann. 

Das Untersuchungsgebiet umfasst eine 
Fläche von ca. 15 Hektar. Die Abgrenzung 
verläuft entlang der südlichen Kante des 
Hafenbeckens nach Osten, springt dann 
nach Süden über die Wiener Straße auf 
die Ostgrenze des Flurstücks 2097/2, 
dann über den Auweg und weiter nach 
Osten. An der Westgrenze der Flurstücke 
2035 und 2032/2 verläuft die Abgrenzung 
nach Süden, dann nach Westen entlang 
der südlichen Kante der Alte Straubinger 
Straße. An der westlichen Grenze der 
Flurstücke 2109 und 2111 entwickelt sich 
die Abgrenzung wieder nach Norden auf 
den Auweg, nach Westen entlang des Au-
wegs bis zur westlichen Kante der Prinz-
Ludwig-Straße/ Linzer Straße und nach 
Norden zum Hafenbecken.

Parallel wird ein integriertes städtebau-
liches Entwicklungskonzept (ISEK) er-
arbeitet, das die bestehenden städtebauli-
chen Zusammenhänge sowie vorhandene 
Missstände in einem erweiterten Bereich 
erfasst, analysiert und in der Folge ent-
sprechende Handlungsempfehlungen für 
die Kommune ableitet. Es ist gleichzeitig 
Voraussetzung für eine Förderung nach 
den Programmen der Städtebauförde-
rung. 

Das Untersuchungsgebiet des ISEK ist ca. 
75 Hektar groß. Die nördliche Abgrenzung 
bildet das Donauufer, der östliche Verlauf 
entspricht der Bahntrasse in Richtung Sü-
den. Im Süden entwickelt sich der Umgriff 
entlang der Alte Straubinger Straße, des 
Auwegs und der Prinz-Ludwig-Straße. An 
der Von-Dohnle-Straße verläuft er nach 
Norden und weiter entlang der Johanna-
Dachs-Straße in Richtung Westen. Auf 
Höhe der Babostraße knickt die Gebiets-
abgrenzung wieder nach Norden ab auf 
das Donauufer zu.

Der jeweilige räumliche Geltungsbereich 
ist im Übrigen aus den abgedruckten La-
geplänen ersichtlich. 

Gemäß § 138 BauGB sind Eigentüme-
rinnen und Eigentümer, Mieterinnen und 
Mieter, Pächterinnen und Pächter und 
sonstige zum Besitz oder zur Nutzung ei-
nes Grundstücks, Gebäudes oder Gebäu-
deteils Berechtigte sowie ihre Beauftrag-
ten verpflichtet, der Gemeinde oder ihren 
Beauftragten Auskunft über die Tatsachen 
zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurtei-
lung der Sanierungsbedürftigkeit des Ge-
bietes oder zur Vorbereitung oder Durch-
führung der Sanierung erforderlich ist. 

Die Bekanntmachung des Beschlusses 
über den Beginn der vorbereitenden Un-
tersuchungen erfolgt aufgrund des   
§ 141 Abs. 3 BauGB.

Regensburg, 07. August 2025
STADT REGENSBURG

Gertrud Maltz-Schwarzfischer
Oberbürgermeisterin
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Anlage 1: Lageplan Untersuchungsgebiet (ISEK) 
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Anlage 2: Lageplan Untersuchungsgebiet (VU) 
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des Beschlusses über die Feststellung 
des Jahresabschlusses 2021 des Amtes 
für Stadtbahnneubau – Regiebetrieb der 
Stadt Regensburg 

Der Stadtrat der Stadt Regensburg hat in 
seiner Sitzung vom 30.07.2025 beschlos-
sen:

1.	 Der vorgelegte Jahresabschluss 
2021 wird festgestellt.

2.	 Der Jahresverlust 2021 in Höhe von 
25.004,01 Euro wird durch Entnahme 
aus der Rücklage ausgeglichen.

3.	 Der über den Jahresverlust 2021 hi-
nausgehende Anteil sowie der nicht 
für investive Zwecke benötigte Teil 
der im Wirtschaftsjahr eingelegten 
Kapitaleinlagen in Höhe von gesamt 
329.000,00 Euro werden an die Stadt 
Regensburg zurückerstattet.

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UN-
ABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Oberbürgermeisterin der Stadt Re-
gensburg

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES 
JAHRESABSCHLUSSES UND DES LA-
GEBERICHTS

Prüfungsurteile

Ich habe den Jahresabschluss des Amtes 
für Stadtbahnneubau - Regiebetrieb der 
Stadt Regensburg, Regensburg, – be-
stehend aus der Bilanz zum 31.12.2021 
und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 
bis zum 31.12.2021 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus habe ich den Lage-
bericht des Amtes für Stadtbahnneubau 
– Regiebetrieb der Stadt Regensburg, 
Regensburg, für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2021 bis zum 31.12.2021 geprüft.
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•	 entspricht der beigefügte Jahres-

abschluss in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften der Ei-
genbetriebsverordnung des Bundes-
landes Bayern §§ 20 ff. EBV i.V.m. 
den einschlägigen deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens- und Finanzlage des 
Regiebetriebs zum 31.12.2021 so-
wie seiner Ertragslage für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 
31.12.2021 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebe-
richt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Regiebetriebs. In 
allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den 
Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Bundeslandes Bayern          
§ 24 EBV und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre 
ich, dass meine Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des La-
geberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Ich habe meine Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Über-
einstimmung mit § 317 HGB und § 25 
Abs. 2 EBV i.V.m. Art. 107 Abs. 1 Bay 
GO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Meine 
Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ meines Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Ich 
bin von dem Regiebetrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und habe meine sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin 
der Auffassung, dass die von mir erlang-
ten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für mei-
ne Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Hinweis zur Hervorhebung eines Sach-

verhalts (§ 322 Abs. 3 S. 2 HGB)
Die Realisierung der Stadtbahn wird 
aufgrund des Bürgerentscheides vom 
09.06.2024 nicht stattfinden. Die Stadt 
Regensburg sieht die Werthaltigkeit der 
Sachanlagen im Bau weiterhin als gege-
ben an, da die Planungen nun für andere 
Projekte genutzt werden sollen. Eine künf-
tige Wertberichtigung ist dennoch nicht 
auszuschließen. Meine Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt sind diesbezüglich nicht modifiziert.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
für den Jahresabschluss und den Lage-
bericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslan-
des Bayern §§ 20 ff. EBV in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Regiebetriebs vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Über-
einstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Regiebe-
triebs zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren ha-
ben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundla-
ge des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des La-
geberichts, der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Regiebetriebs ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
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gen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Bundeslandes Bayern 
§ 24 EBV entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung des Bundeslandes 
Bayern §§ 24 f. EBV zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Si-
cherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Regie-
betriebs vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Bayern §§ 20 ff. EBV 
entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der meine Prüfungsurtei-
le zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 25 Abs. 2 EBV i.V.m. Art. 107 
Bay GO unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten re-
sultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernünftigerweise erwar-
tet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen.
Während der Prüfung übe ich pflichtge-

mäßes Ermessen aus und bewahre eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•	 identifiziere und beurteile ich die Ri-

siken wesentlicher – beabsichtigter 
oder unbeabsichtigter – falscher Dar-
stellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, plane und führe Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlange 
Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage 
für meine Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüge-
risches Zusammenwirken, Fälschun-
gen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kont-
rollen beinhalten können.

•	 gewinne ich ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des 
Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme des Regiebetriebs abzuge-
ben.

•	 beurteile ich die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern an-
gewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dar-
gestellten geschätzten Werte und da-
mit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehe ich Schlussfolgerungen über 
die Angemessenheit des von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der er-
langten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Regie-
betriebs zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls ich zu dem Schluss komme, 
dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, bin ich verpflichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu 

machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, mein jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich 
ziehe meine Schlussfolgerungen auf 
der Grundlage der bis zum Datum 
meines Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass der 
Regiebetrieb seine Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteile ich die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jah-
resabschlusses einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss 
die zugrunde liegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Regie-
betriebs vermittelt.

•	 beurteile ich den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Regiebetriebs.

•	 führe ich Prüfungshandlungen zu 
den von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehe ich dabei 
insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteile die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen gebe 
ich nicht ab. Es besteht ein erhebli-
ches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der 
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-
stellungen, einschließlich etwaiger Män-
gel im internen Kontrollsystem, die ich 
während meiner Prüfung feststelle.
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SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDE-
RE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN
Erweiterung der Jahresabschlussprüfung 
gemäß Art. 107 Abs. 3 Bay GO i.V.m.         
§ 53 HGrG

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhält-
nissen
Ich habe mich mit den wirtschaftlichen 
Verhältnissen des Regiebetriebs i.S.v.       
§ 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Geschäftsjahr 
vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 be-
fasst. Gemäß § 322 Abs. 1 HGB habe ich 
in dem Bestätigungsvermerk auf meine 
Tätigkeit einzugehen.
Auf Basis meiner durchgeführten Tätig-
keiten bin ich zu der Auffassung gelangt, 
dass mir keine Sachverhalte bekannt ge-
worden sind, die zu wesentlichen Bean-
standungen der wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Regiebetriebs Anlass geben.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Regiebetriebs sowie für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Syste-
me), die sie dafür als notwendig erachtet 
haben.

Verantwortung des Abschlussprüfers
Meine Tätigkeit habe ich entsprechend 
dem IDW Prüfungsstandard: Bericht-
erstattung über die Erweiterung der Ab-
schlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW 
PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durch-
geführt.
Meine Verantwortung nach diesen Grund-
sätzen ist es, anhand der Beantwortung 
der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu 
würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhält-
nisse zu wesentlichen Beanstandungen 
Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufga-
be des Abschlussprüfers, die sachliche 

Zweckmäßigkeit der Entscheidung der 
gesetzlichen Vertreter und die Geschäfts-
politik zu beurteilen.

Der Jahresabschluss sowie der Lagebe-
richt können in der Zeit von 08.09.2025 
bis einschl. 16.09.2025 bei der Stadt 
Regensburg, Stadtplanungsamt, D.-
Martin-Luther-Str. 1, Zimmer Nr. 2.060, 
von Montag bis Mittwoch von 8.30 bis 
12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag von 8.30 bis 13.00 Uhr und 
von 15.00 bis 17.30 Uhr und Freitag von 
8.30 bis 12.00 Uhr eingesehen werden. 

Eine vorherige Terminvereinbarung, Tele-
fon (0941) 507-1612, wird empfohlen.

Plajer
Planungs- und Baureferent
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des Beschlusses über die Feststellung 
des Jahresabschlusses 2022 des Amtes 
für Stadtbahnneubau – Regiebetrieb der 
Stadt Regensburg 

Der Stadtrat der Stadt Regensburg hat in 
seiner Sitzung vom 30.07.2025 beschlos-
sen:
1.	 Der vorgelegte Jahresabschluss 

2022 wird festgestellt.
2.	 Der Jahresverlust 2022 in Höhe von 

49.881,71 Euro wird durch Entnahme 
aus der Rücklage ausgeglichen.

3.	 Der Der über den Jahresverlust 2022 
hinausgehende Anteil sowie der nicht 
für investive Zwecke benötigte Teil 
der im Wirtschaftsjahr eingelegten 
Kapitaleinlage in Höhe von gesamt 
1.043.000,00 Euro wird an die Stadt 
Regensburg zurückerstattet.

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UN-
ABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Oberbürgermeisterin der Stadt Re-
gensburg

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES 
JAHRESABSCHLUSSES UND DES LA-
GEBERICHTS

Prüfungsurteile

Ich habe den Jahresabschluss des Amtes 
für Stadtbahnneubau - Regiebetrieb der 
Stadt Regensburg, Regensburg, – be-
stehend aus der Bilanz zum 31.12.2022 
und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 01.01.2022 
bis zum 31.12.2022 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus habe ich den La-
gebricht des Amtes für Stadtbahnneubau 
– Regiebetrieb der Stadt Regensburg, 
Regensburg, für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2022 bis zum 31.12.2022 geprüft.
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
•	 entspricht der beigefügte Jahres-

abschluss in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften der Ei-
genbetriebsverordnung des Bundes-
landes Bayern §§ 20 ff. EBV i.V.m. 
den einschlägigen deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens- und Finanzlage des 
Regiebetriebs zum 31.12.2022 so-
wie seiner Ertragslage für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 
31.12.2022 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebe-
richt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Regiebetriebs. In 
allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den 
Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Bundeslandes Bayern         
§ 24 EBV und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erkläre 
ich, dass meine Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des La-
geberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Ich habe meine Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Über-
einstimmung mit § 317 HGB und § 25 
Abs. 2 EBV i.V.m. Art. 107 Abs. 1 Bay 
GO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Meine 
Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ meines Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Ich 

Bekanntgabe



bin von dem Regiebetrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und habe meine sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Ich bin 
der Auffassung, dass die von mir erlang-
ten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für mei-
ne Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Hinweis zur Hervorhebung eines Sach-
verhalts (§ 322 Abs. 3 S. 2 HGB)
Die Realisierung der Stadtbahn wird 
aufgrund des Bürgerentscheides vom 
09.06.2024 nicht stattfinden. Die Stadt 
Regensburg sieht die Werthaltigkeit der 
Sachanlagen im Bau weiterhin als gege-
ben an, da die Planungen nun für andere 
Projekte genutzt werden sollen. Eine künf-
tige Wertberichtigung ist dennoch nicht 
auszuschließen. Meine Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt sind diesbezüglich nicht modifiziert.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
für den Jahresabschluss und den Lage-
bericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslan-
des Bayern §§ 20 ff. EBV in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Regiebetriebs vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Über-
einstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Regiebe-
triebs zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren ha-
ben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 

sie dafür verantwortlich, auf der Grundla-
ge des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des La-
geberichts, der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Regiebetriebs ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Bundeslandes Bayern 
§ 24 EBV entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung des Bundeslandes 
Bayern §§ 24 f. EBV zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Si-
cherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Regie-
betriebs vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Bayern §§ 20 ff. EBV 
entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der meine Prüfungsurtei-
le zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB  und § 25 Abs. 2 EBV i.V.m. Art. 107 
Bay GO unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten re-
sultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernünftigerweise erwar-
tet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen.
Während der Prüfung übe ich pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahre eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•	 identifiziere und beurteile ich die Ri-

siken wesentlicher – beabsichtigter 
oder unbeabsichtigter – falscher Dar-
stellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, plane und führe Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlange 
Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage 
für meine Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüge-
risches Zusammenwirken, Fälschun-
gen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kont-
rollen beinhalten können.

•	 gewinne ich ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des 
Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme des Regiebetriebs abzuge-
ben.

•	 beurteile ich die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern an-
gewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der 
von den gesetzlichen Vertretern dar-
gestellten geschätzten Werte und da-
mit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehe ich Schlussfolgerungen über 
die Angemessenheit des von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der er-
langten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusam-
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menhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Regie-
betriebs zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls ich zu dem Schluss komme, 
dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, bin ich verpflichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, mein jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Ich 
ziehe meine Schlussfolgerungen auf 
der Grundlage der bis zum Datum 
meines Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass der 
Regiebetrieb seine Unternehmenstä-
tigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteile ich die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jah-
resabschlusses einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss 
die zugrunde liegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Regie-
betriebs vermittelt.

•	 beurteile ich den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Regiebetriebs.

•	 führe ich Prüfungshandlungen zu 
den von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehe ich dabei 

insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteile die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen gebe 
ich nicht ab. Es besteht ein erhebli-
ches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der 
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-
stellungen, einschließlich etwaiger Män-
gel im internen Kontrollsystem, die ich 
während meiner Prüfung feststelle.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDE-
RE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN
Erweiterung der Jahresabschlussprüfung 
gemäß Art. 107 Abs. 3 Bay GO i.V.m.         
§ 53 HgrG

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhält-
nissen
Ich habe mich mit den wirtschaftlichen 
Verhältnissen des Regiebetriebs i.S.v.      
§ 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Geschäftsjahr 
vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 be-
fasst. Gemäß § 322 Abs. 1 HGB habe ich 
in dem Bestätigungsvermerk auf meine 
Tätigkeit einzugehen.
Auf Basis meiner durchgeführten Tätig-
keiten bin ich zu der Auffassung gelangt, 
dass mir keine Sachverhalte bekannt ge-
worden sind, die zu wesentlichen Bean-
standungen der wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Regiebetriebs Anlass geben.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Regiebetriebs sowie für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Syste-
me), die sie dafür als notwendig erachtet 
haben.

Verantwortung des Abschlussprüfers
Meine Tätigkeit habe ich entsprechend 
dem IDW Prüfungsstandard: Bericht-
erstattung über die Erweiterung der Ab-
schlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW 
PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durch-
geführt.
Meine Verantwortung nach diesen Grund-
sätzen ist es, anhand der Beantwortung 
der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu 
würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhält-
nisse zu wesentlichen Beanstandungen 
Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufga-
be des Abschlussprüfers, die sachliche 
Zweckmäßigkeit der Entscheidung der 
gesetzlichen Vertreter und die Geschäfts-
politik zu beurteilen.

Der Jahresabschluss sowie der Lagebe-
richt können in der Zeit von 08.09.2025 
bis einschl. 16.09.2025 bei der Stadt 
Regensburg, Stadtplanungsamt, D.-
Martin-Luther-Str. 1, Zimmer Nr. 2.060, 
von Montag bis Mittwoch von 8.30 bis 
12.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr, 
Donnerstag von 8.30 bis 13.00 Uhr und 
von 15.00 bis 17.30 Uhr und Freitag von 
8.30 bis 12.00 Uhr eingesehen werden. 

Eine vorherige Terminvereinbarung, Tele-
fon (0941) 507-1612, wird empfohlen.

Plajer
Planungs- und Baureferent
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Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt, folgende Aufträge zu
vergeben:

1. Öffentliche Ausschreibung nach 
VOB/A
62-2025-164 – Gebäudeautomation DIN 
18386
62-2025-224 – Schlosserarbeiten DIN 
18360

Nähere Informationen zu oben genann-
ten Ausschreibungen siehe unter 
www.vergabe.bayern.de und 
www.regensburg.de/vergaben

2. Öffentliche Ausschreibung nach 
UVgO
62-2025-202 – Glasreinigung
62-2025-238 – Grund- und Sickerwasser-
überwachung der Deponie Haslbach – 
DIN 38402-13

Nähere Informationen zu oben genann-
ten Ausschreibungen siehe unter 
www.vergabe.bayern.de und 
www.regensburg.de/vergaben

Vorankündigung
Information über beabsichtigte
Beschränkte Ausschreibungen nach
§ 3 a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A 2019 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.regensburg.de/vergaben

Öffentliche Ausschreibungen

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther Str. 3
93047 Regensburg
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de
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